 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/5100001/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***RR*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Gber die Beschwerde vom 17. August 2021 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 22. Juli 2021 betreffend Einkommensteuer 2020, Steuernummer
*EESINr***, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Der angefochtene Bescheid bleibt unverandert.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefihrer (in der Folge kurz Bf) bezieht als Softwareentwickler Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit.

2. In seiner Einkommensteuererklarung fiir das Jahr 2020 vom 05.07.2021 machte er neben
dem sog. Homeoffice-Pauschale unter anderem sonstige Werbungskosten (381,85 €) geltend.

3. Uber Ersuchen des Finanzamtes gliederte er in seiner Antwort vom 20.07.2021 den Posten
»Sonstige Werbungskosten” folgendermaRen auf und machte zusatzlich zu den bereits
beantragten Aufwendungen fiir das Arbeitszimmer laufende Kosten hierfiir geltend:

- Betriebsratsumlage = 86,80 €

- Arbeitszimmer: AfA 365,89 € + laufende anteilige Kosten fiir 9,27 m? (Strom, Wasser,
Versicherung, Grundsteuer, Mll, Kanal, Kreditkosten) 309,67 €

In Summe ergaben sich daraus beantragte sonstige Werbungskosten iHv 762,36 €.

Der Antwort waren entsprechende Belege wie Zahlungsbelege liber Betriebskosten sowie ein
Bauplan (Einreichplan) betreffend sein Wohnhaus beigelegt, aus dem hervorgeht, dass sich ein
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als ,,Gastezimmer” bezeichneter Raum von 9,27 m? im ErdgeschoR des Hauses befindet.
Beigeschlossen war insbesondere eine Bestatigung des Dienstgebers (***AG***) vom
15.07.2021, in der festgehalten war, dass der Bf laut Zeitaufzeichnungen des Dienstgebers im
Jahr 2020 141 Tage im Homeoffice gewesen sei, den Rest des Jahres (5 Tage/Woche/38,5
Stunden) sei er am Dienstort *** AdrAG***, ***p|z*** ***Stadt*** gnwesend gewesen.

Der Bf merkte an, dass es fiir das Jahr 2020 keine betriebliche Homeofficevereinbarung
gegeben habe, und verwies auf die Dienstzeitbestatigung des Arbeitgebers.

4. Im Einkommensteuerbescheid 2020 vom 22.07.2021 wurde vom Finanzamt von den
beantragten sonstigen Werbungskosten lediglich die Betriebsratsumlage anerkannt.
Begriindet wurde dies im Wesentlichen damit, dass Arbeitnehmer in der Regel (iber einen
Arbeitsplatz am Dienstort verfligen wiirden, weshalb die , Betriebskosten” fiir ein
Arbeitszimmer (Strom, Wasser etc.) nicht absetzbar seien.

Aufgrund einer riickwirkenden Gesetzesdnderung sei es moglich, ergonomisch geeignetes
Mobiliar, welches im Jahr 2020 fiir berufliches Arbeiten zu Hause angeschafft worden sei, als
Werbungskosten abzusetzen. Da kein Mobiliar angeschafft worden sei, habe die Homeoffice-
Pauschale nicht beriicksichtigt werden kénnen.

5. In seiner gegen diesen Bescheid gerichteten Beschwerde vom 17.08.2021 hielt der Bf im
Wesentlichen Folgendes fest:

Das Finanzamt habe véllig aufSer Acht gelassen, dass er — wie aus seiner
Arbeitgeberbestdtigung ersichtlich — die liberwiegende Mehrzahl der Arbeitstage im Jahr 2020
im Homeoffice gearbeitet habe. Damit sei eindeutig nachgewiesen, dass dieser Arbeitsraum in
seinem Wohnhaus den Mittelpunkt seiner gesamten beruflichen Tditigkeit darstelle, wie dies bei
Teleworkern der Fall sei (Verweis auf das Schlagwort Arbeitszimmer beim ABC der
Werbungskosten/Homepage der Finanzverwaltung).

Sein Arbeitszimmer erfiille auch die Anforderungen, die die Finanzverwaltung an ein
Arbeitszimmer stelle:

- Das Zimmer befinde sich in seinem privaten Wohnhaus und sei klar von den (lbrigen Rdumen
abgetrennt.

- Es handle es sich dabei um einen separaten Raum (kein Durchgangszimmer).

- Im Arbeitszimmer befédnden sich ein Arbeitsplatz und Arbeitsmaterialien (Schreibtisch,
Computer, Akten, Biicher,...).

- Der berufliche Mittelpunkt des Zimmers sei an der Einrichtung erkennbar.

- Der Raum werde (fast) ausschliefSlich fiir die berufliche Téitigkeit genutzt. Er benédtige das
Arbeitszimmer fiir die meisten seiner beruflichen Tditigkeiten.

- Auch ohne das Arbeitszimmer biete die restliche Wohnung ausreichend Wohnraum fiir den
Haushalt.

Auch der VWGH habe in seinem Erkenntnis vom 25.07.2013, 2011/15/0104, festgestellt: Bilde
das im Wohnungsverband gelegene Arbeitszimmer jedoch den Mittelpunkt der gesamten
beruflichen Tdtigkeit des Steuerpflichtigen, seien die darauf entfallenden Aufwendungen und
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Ausgaben abziehbar. Fiir die Bestimmung des Mittelpunktes einer Tdtigkeit sei nach stdndiger
Rechtsprechung ihr materieller Schwerpunkt mafigebend. In Zweifelsfillen sei darauf
abzustellen, ob das Arbeitszimmer in zeitlicher Hinsicht fiir mehr als die Hdlfte der Tiitigkeit
im Rahmen der vorhandenen Einkunftsquellen benutzt werde.

Die Corona-Pandemie habe die gesamte Arbeitswelt liberrascht und zu zum Teil
unkonventionellen MafSnahmen gezwungen. Die Auslagerung von Arbeitspldtzen vom
Betriebsstandort sei nur eine MafsSnahme, wie die Unternehmen darauf reagiert hdtten, um die
Ansteckungsgefahr zu minimieren. Auch sein Arbeitgeber habe die Mitarbeiter ersucht, die
Arbeit vom Homeoffice aus zu erledigen, sofern dies méglich sei (siehe beigelegte
Vorstandsmitteilung vom 16.03.2020).

Er arbeite als Softwareentwickler im Unternehmen und seit dem Vorjahr — mit Ausnahme von
Besprechungen am Betriebsstandort — stdndig von seinem Homeoffice aus. Er ersuche daher
um Anerkennung der Homeofficekosten als Werbungskosten.

Der Beschwerde war die angesprochene Vorstandsmitteilung (= ,Interne Mitteilung”)
beigelegt, in der mit Bezug auf das Corona-Virus ab Montag, 16.03.2020 unter anderem
folgende Regelung festgehalten war: Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die (iber eine
Mdglichkeit zur Heimarbeit verfiigen, sollen ab Montag 16.3.2020 von zu Hause aus arbeiten.

6. Uber Ersuchen des Finanzamtes vom 16.09.2021 um Vorlage des Arbeitsvertrages und einer
genauen Tatigkeitsbeschreibung legte der Bf seine Dienstvertrag mit der ***AG*** vom
17.04.2019 und eine Stellenbeschreibung vor.

Laut Punkt 2 des Dienstvertrages (,,Vorgesehene Verwendung®) wurde er als
Anwendungsentwickler im Bereich IT eingesetzt. Sein gewohnlicher Arbeitsort befand sich
zufolge Punkt 3 des Dienstvertrages in der Generaldirektion in ***PLzZ*** ***Stadt***,
*EXAdrAG***. Festgehalten ist in Punkt 3 des Dienstvertrages auch, dass die Geschaftsleitung
berechtigt ist, eine dauernde oder voriibergehende Versetzung an jeden Ort vorzunehmen, an
dem die ,***AGAbk***“ Geschaftsstelle unterhalt. Der Mitarbeiter kann daher in der
Generaldirektion oder in den Geschaftsstellen eingesetzt werden.

Aus der Stellenbeschreibung geht hervor, dass das Tatigkeitsfeld des Bf’s als
Anwendungsentwickler das , Entwickeln, Warten und Pflegen von Software zur optimalen
Unterstiitzung der Geschdftsprozesse in Zusammenarbeit mit den Fachbereichen und in
Ubereinstimmung mit der IT-Strategie” umfasste.

7. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 12.11.2021 wurde die Beschwerde vom Finanzamt
als unbegriindet abgewiesen. Begriindend wurde ausgefiihrt, dass abzugsfdhige Ausgaben fiir
ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer nur dann vorldgen, wenn das
Arbeitszimmer (nahezu) ausschliefSlich beruflich genutzt werde und den Mittelpunkt der
gesamten betrieblichen und beruflichen Tétigkeit bilde (Rz 324 LStR).

Laut Dienstvertrag (Punkt 3) sei der Arbeitsort des Bf’s die Generaldirektion in ***PLZ***
*¥EEStadt***, ***AdrAG***. Die Geschdftsleitung sei jedoch zu einer dauernden oder

voriibergehenden Versetzung an eine ihrer Geschdiftsstellen berechtigt.

3von 13



Seite 4 von 13

Aufgrund der vom Bf libermittelten Unterlagen (Dienstvertrag und Stellenbeschreibung) sei die
Notwendigkeit fiir ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer nicht gegeben.

8. Mit Schriftsatz vom 30.11.2021 stellte der Bf den Antrag auf Vorlage seiner Beschwerde zur
Entscheidung an das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrag) und begriindete diesen im
Wesentlichen, wie folgt:

Das Finanzamt habe — ohne auf seine in der Beschwerde angefiihrten Argumente einzugehen —
seinen Antrag auf Anerkennung der Aufwendungen fiir das in seinem Haus gelegene
Homeoffice mit der lapidaren Begriindung abgelehnt, dass die ,,Notwendigkeit fiir ein im
Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer nicht gegeben” sei.

Es sei dabei aufser Acht gelassen worden, dass der Dienstvertrag und die Stellenbeschreibung
aus einer Zeit stammten, wo SARS-COV-2 noch nicht bekannt und die Arbeitswelt noch in
Ordnung gewesen sei. Diese Umstdéinde hdtten somit nicht in den Dienstvertrag bzw. die
Stellenbeschreibung aufgenommen werden kénnen.

Aber nicht erst durch die Pandemie sei die Diskussion bezliglich Homearbeitspléitzen intensiviert
worden (siehe Andreas Mitterlehner in SWK 13/2020 vom 01.05.2020, S. 715ff). Schon davor
habe der Finanzminister in seinem Vortrag vom 26.02.2020 Erleichterungen bei der
Absetzbarkeit von Arbeitszimmer im Wohnungsverband angekiindigt (siehe Mayr,
Arbeitszimmer kiinftig leichter absetzbar, RdAW 2020, S. 195f).

Die Corona-Pandemie habe die gesamte Arbeitswelt (iberrascht und zu zum Teil
unkonventionellen Mafinahmen gezwungen. Die Auslagerung von Arbeitsplédtzen vom
Betriebsstandort sei nur eine Mafinahme, wie die Unternehmen darauf reagiert hdtten, um die
Ansteckungsgefahr zu minimieren. Auch sein Arbeitgeber habe die Mitarbeiter ersucht, die
Arbeit vom Homeoffice aus zu erledigen, sofern dies méglich sei.

Er arbeite als Softwareentwickler im Unternehmen und seit dem Vorjahr — mit Ausnahme von
Besprechungen am Betriebsstandort — stédndig von seinem Homeoffice aus.

Gerade die EDV-Branche habe in den letzten Jahren eine gravierende Verdnderung der
Arbeitsweise erfahren. Die Mitarbeiter bréiuchten nicht mehr stéindig am Betriebsstandort sein,
sie seien liber gesicherte Datenleitungen mit dem EDV-System verbunden und kénnten somit
ihre Arbeit an jedem beliebigen Ort erbringen. Das erspare unnétige Fahrten zum Arbeitsort
und sei somit klimafreundlich.

Es werde nochmals auf das richtungweisende Erkenntnis VwGH 25.07.2013, 2011/15/0104,
hingewiesen, wonach nicht subjektive Ansichten fiir die Beurteilung des Mittelpunktes der
gesamten betrieblichen und beruflichen Tétigkeit mafgeblich seien, sondern ihr materieller
Schwerpunkt. In Zweifelsfillen sei darauf abzustellen, ob das Arbeitszimmer in zeitlicher
Hinsicht fiir mehr als die Hdilfte der Tiitigkeit im Rahmen der vorhandenen Einkunftsquelle
benutzt werde, was bei ihm der Fall sei. Er ersuche daher um Anerkennung der
Homeofficekosten.

9. Mit Vorlagebericht vom 03.01.2022 legte das Finanzamt die gegenstdndliche Beschwerde
dem Bundesfinanzgericht mit dem Antrag auf Abweisung zur Entscheidung vor. Es wurde
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darauf hingewiesen, dass Voraussetzung fiir die Abzugsféhigkeit fiir ein Arbeitszimmer sei, dass
die Art der Tdtigkeit den Aufwand unbedingt notwendig mache und der zum Arbeitszimmer
bestimmte Raum tatsdchlich ausschliefSlich oder nahezu ausschliefSlich beruflich genutzt werde.
Der Bf verfiige (iber einen Arbeitsplatz am Dienstort, an dem er seine Arbeit ausiiben kdnne.
Dass voriibergehend die Arbeitstdtigkeit von zuhause aus erbracht worden sei, vermége noch
keine Notwendigkeit zu begriinden. Der Bf hditte seine Arbeit auch ohne ein entsprechendes
Arbeitszimmer ausiiben kénnen.

Im Vorlageantrag sei vom Bf selbst darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Mitarbeiter
vom Arbeitgeber lediglich ersucht worden seien, die Tdtigkeit zuhause auszuiiben, ,,sofern dies
méglich sei”. Auch in der Vorstandsmitteilung vom 19.03.2020 sei keine Verpflichtung zur
dauerhaften Tdtigkeitsverrichtung in Heimarbeit vorgesehen gewesen, der Arbeitsplatz am
Dienstort sei bestehen geblieben. Dem Bf sei es daher méglich gewesen, auch am Arbeitsplatz
in ***Stadt*** zu arbeiten. Die Empfehlung des Arbeitgebers, aufgrund der Pandemie Arbeiten
nicht am gewéhnlichen Dienstort zu verrichten, stelle fiir sich alleine noch keine Notwendigkeit
eines eigenen Arbeitszimmers dar. Eine weitere Priifung des Tdtigkeitsmittelpunktes sei
mangels Notwendigkeit eines eigenen Arbeitszimmers entbehrlich.

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

l. Sachverhalt:

Der Bf ist als Softwareentwickler nichtselbstandig tatig. Sein gewohnlicher Arbeitsplatz
befindet sich laut Dienstvertag vom 17.04.2019 am Sitz seines Arbeitgebers in ***Stadt***,
Infolge des Ausbruchs der Corona-Pandemie empfahl der Dienstgeber in einer ,Internen
Mitteilung” allen seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die Giber eine Méglichkeit zur
Heimarbeit verfiigten, ab Montag, 16.03.2020 von zu Hause aus zu arbeiten. Eine eigene
Homeoffice-Vereinbarung zwischen Bf (= Dienstnehmer) und Dienstgeber lag nicht vor. Ein
pandemiebedingtes, gesetzliches Verbot des Betretens des Arbeitsplatzes gab es im Jahr 2020
auch wahrend der verhangten Lockdowns zwischen 16. Marz und Anfang Mai, vom
17.November bis 06. Dezember und ab 26. Dezember nicht.

Der Bf verrichtete seine Tatigkeit im Jahr 2020 aufgrund der Empfehlung des Dienstgebers an
141 Arbeitstagen im Homeoffice, wobei er in einem mit Schreibtisch, Computer etc.
eingerichteten Raum seines privaten Wohnhauses arbeitete, der laut Bauplan als Gastezimmer
vorgesehen gewesen war. Mobiliar fiir seine nichtselbstdndige Tatigkeit schaffte er im Jahr
2020 nicht an.

In seiner Einkommensteuererklarung 2020 begehrte der Bf die Berlicksichtigung der auf sein
Arbeitszimmer (9,27 m? von insgesamt 136,13 m?) entfallenden anteiligen Aufwendungen fur
Strom, Wasser, Versicherungen, Grundsteuer, Mll, Kanal und Kreditfinanzierung in Hohe von

5von 13



Seite 6 von 13

insgesamt 762,36 € als Werbungskosten. Er habe im Jahr 2020 tiberwiegend zu Hause von
seinem Homeoffice aus gearbeitet, weshalb der Mittelpunkt seiner beruflichen Tatigkeit in
diesem Jahr in seinem hauslichen Arbeitszimmer gelegen sei.

. Beweiswiirdigung:

Der festgestellte Sachverhalt basiert auf den vom Finanzamt elektronisch vorgelegten
Aktenteilen, darunter vor allem die unter dem Punkt , Verfahrensgang” angefiihrten Bescheide
und Eingaben des Bf's samt Beilagen.

Dass es sich bei der vom Bf vorgelegten , Internen Mitteilung” lediglich um eine Empfehlung
des Dienstgebers an alle Mitarbeiter und Mitarbeiter handelte, ab 16.03.2020 ihre Arbeit,
sofern dies moglich war, von zu Hause aus zu verrichten, ergibt sich aus deren Wortlaut und
wurde dies auch vom Bf selbst in seiner Beschwerde und seinem Vorlageantrag bestatigt, wenn
er darauf hinwies, dass sein Arbeitgeber die Mitarbeiter ersucht habe, die Arbeit vom
Homeoffice aus zu erledigen, sofern dies mdglich sei. Eine diesbeziigliche konkrete betriebliche
Homeoffice-Vereinbarung lag, wie der Bf in seiner Antwort vom 20.07.2021 auf das
Erganzungsersuchen des Finanzamtes ausfiihrte, nicht vor.

Dass der Zutritt zum Arbeitsplatz im Biliro durch den Dienstgeber verwehrt worden ware, ergibt
sich aus der vom Bf vorgelegten ,,Internen Mitteilung” nicht. Ebenso kann als allgemein
bekannt vorausgesetzt werden, dass aufgrund der im Jahr 2020 bestehenden — durch Corona-
Bestimmungen ergdanzten — Gesetzeslage auch kein gesetzliches Verbot des Betretens des
Arbeitsplatzes bestand (siehe hierzu Brdumann in SWK 13/2020, S 700ff). Nach der Verordnung
des Bundesministers fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz vom 19.03.2020,
mit der die Verordnung gemal} § 2 Z 1 des COVID-19- MalBnahmengesetzes gedandert wurde,
sollte lediglich darauf geachtet werden, ,,dass eine berufliche Titigkeit vorzugweise aufSerhalb
der Arbeitsstditte erfolgen soll, sofern dies méglich ist und Arbeitgeber und Arbeitnehmer
dartiber ein Einvernehmen finden” (siehe BGBI Il 108/2020).

Der gewohnliche Arbeitsort des Bf’s in ***Stadt™***, ***AdrAG*** ergibt sich aus Punkt 3 des
von ihm Uber Ersuchen des Finanzamtes vorgelegten Dienstvertrages vom 17.04.2019.

Die Anzahl der vom Bf im Jahr 2020 absolvierten Heimarbeitstage (141) ist der Bestatigung des
Dienstgebers vom 15.07.2021, die der Bf mit seiner Antwort vom 20.07.2021 dem Finanzamt

vorgelegt hat, zu entnehmen.

Die Feststellung, dass der Bf als Werbungskosten im Zusammenhang mit seinem im
Wohnverband gelegenen Arbeitszimmer lediglich die anteiligen Aufwendungen fir Strom,
Wasser, Versicherungen, Kanal, Mull und Kreditfinanzierung geltend gemacht hat, ergibt sich

aus den von ihm mit Antwort-Mail vom 20.07.2021 aufgegliederten Betragen.
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Die Einrichtung des Arbeitsraumes stellte der Bf in seiner Beschwerde vom 17.08.2021 dar.
Dass er im Jahr 2020 kein Mobiliar fiir seinen Arbeitsplatz im privaten Wohnhaus angeschafft
hat, lasst sich einerseits aus der Beschreibung seiner im Zusammenhang mit dem
Arbeitszimmer beantragten Aufwendungen erschlieRen. Andererseits wendete sich der Bf in
seiner Beschwerde auch in keiner Weise gegen die Feststellung des Finanzamtes in der
Begriindung des angefochtenen Einkommensteuerbescheides, dass 2020 kein Mobiliar
angeschafft worden sei.

. Rechtliche Beurteilung

ll.1. Rechtsgrundlagen:

Gemald § 20 Abs. 1 Z 2 lit. d EStG 1988 sind bei den einzelnen Einkiinften unter anderem nicht
abzugsfahig ,,Aufwendungen oder Ausgaben fiir ein im Wohnungsverband gelegenes
Arbeitszimmer und dessen Einrichtung sowie fiir Einrichtungsgegensténde der Wohnung. Bildet
ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten
betrieblichen und beruflichen Tdtigkeit des Steuerpflichtigen, sind die darauf entfallenden
Aufwendungen und Ausgaben einschliefSlich der Kosten seiner Einrichtung abzugsféhig.”

GemaR § 16 Abs. 1 EStG 1988 sind Werbungskosten Aufwendungen oder Ausgaben zur
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen.

In den folgenden Ziffern sind Aufwendungen aufgezahlt, die jedenfalls Werbungskosten
darstellen.

Mit BGBI 1 52/2021 wurde dieser Aufzahlung § 16 Abs. 1 Z 7a EStG 1988 angefligt, die
folgendermallen lautet:

,Ausgaben und Betrdge eines Arbeitnehmers, der seine berufliche Tétigkeit in der Wohnung (im
Homeoffice) erbringt und bei dem keine Ausgaben fiir ein Arbeitszimmer gemdfs § 20 Abs. 1Z 2
lit. d beriicksichtigt werden:

a) Ausgaben fiir ergonomisch geeignetes Mobiliar (insbesondere Schreibtisch, Drehstuhl,
Beleuchtung) eines in der Wohnung eingerichteten Arbeitsplatzes bis zu insgesamt 300 Euro
(Héchstbetrag pro Kalenderjahr), wenn der Arbeitnehmer zumindest 26 Homeoffice-Tage
gemdfs § 26 Z 9 lit. a im Kalenderjahr geleistet hat. Ubersteigen die Anschaffungs- und
Herstellungskosten insgesamt den Hochstbetrag, kann der Uberschreitungsbetrag innerhalb
des Héchstbetrages jeweils ab dem Folgejahr bis zum Kalenderjahr 2023 geltend gemacht
werden. Z 8 ist nicht anzuwenden. ...”

§ 16 Abs. 3 EStG 1988 wurde ebenfalls ergédnzt, indem dort die unter § 16 Abs. 1Z 7a
angefiihrte Werbungskosten in die Aufzdhlung jener Werbungskosten aufgenommen wurde,
die ohne Anrechnung auf den Pauschbetrag abzugsfahig sind.
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GemaR § 124b Z 374 EStG 1988 sind § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a und § 16 Abs. 3 idF BGBI | 52/2021
erstmalig bei der Veranlagung fiir das Kalenderjahr 2020 anzuwenden. Abweichend davon gilt
fiir die Veranlagung der Kalenderjahre 2020 und 2021 Folgendes:

- Ausgaben iSd § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a, die im Kalenderjahr 2020 getdtigt wurden, sind zu
berticksichtigen, wenn der Arbeitnehmer seine berufliche Tétigkeit fiir den Arbeitgeber an
zumindest 26 Tagen im Jahr 2020 ausschliefSlich in der Wohnung ausgelibt hat. Der
Hoéchstbetrag betrdgt fiir das Kalenderjahr 2020 150 Euro. Der Antrag auf Beriicksichtigung
dieser Kosten stellt ein riickwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO dar.

- Der Héochstbetrag gemdf$ § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a betrdgt fiir das Kalenderjahr 2021 300 Euro. Er
vermindert sich um den Betrag, der im Kalenderjahr 2020 fiir Ausgaben im Sinne des § 16
Abs. 1Z 7a lit. a beriicksichtigt worden ist.

111.2. Erwagungen:

Der Bf begehrt die Anerkennung von anteiligen Aufwendungen (Strom, Wasser,
Versicherungen, Kanal, Miill, Kreditfinanzierung) fir ein in seinem Haus gelegenes
Arbeitszimmer, da er dort im Jahr 2020 pandemiebedingt Giberwiegend gearbeitet und insofern
den Mittelpunkt seiner beruflichen Tatigkeit begriindet habe.

Hierzu war Folgendes zu erwagen:

111.2.1. Wie sich aus der oben zitierten Bestimmung des § 20 Abs. 1 Z 2 lit. d EStG 1988 ergibt,
sind Aufwendungen fiir ein im Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer grundsatzlich nicht
bei den Einkiinften abzugsfahig. Sie kbnnen nur dann abgezogen werden, wenn das
Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tatigkeit des
Steuerpflichtigen bildet.

Der Bf fihrte ins Treffen, dass sich durch die zeitmaRig Gberwiegende Nutzung seines
Arbeitszimmers, die durch die pandemiebedingten Mallnahmen erforderlich geworden war,
der Mittelpunkt seiner Tatigkeit vom Arbeitsplatz im Biliro in ***Stadt*** in sein hausliches
Arbeitszimmer verlagert habe.

Hierzu ist zunachst festzustellen, dass nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes fiir die steuerliche Anerkennung von Aufwendungen fiir ein im
Wohnungsverband gelegenes Arbeitszimmer neben der in § 20 Abs. 1 Z 2 lit. d EStG 1988
normierten Voraussetzung des Tatigkeitsmittelpunktes noch weitere Kriterien erfillt sein
mussen. Demnach muss ein Arbeitszimmer nach der Art der Tatigkeit des Steuerpflichtigen
notwendig sein und muss der zum Arbeitszimmer bestimmte Raum tatsachlich ausschlieRlich
oder nahezu ausschlieBlich beruflich genutzt sowie entsprechend eingerichtet sein (siehe zB
VwGH 16.12.2003, 2001/15/0197; VWGH 24.04.2002, 98/13/0193).
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111.2.2. Zur Notwendigkeit:

Eines der wesentlichen Kriterien, das fur die Abzugsfahigkeit der Aufwendungen fiir ein
Arbeitszimmer unbedingt erfillt sein muss, ist die Notwendigkeit, dh die Erforderlichkeit eines
eigenen Raumes fiir die Auslibung der beruflichen Tatigkeit (siehe hierzu zB auch
Jakom/Peyerl, EStG', § 20 Rz 41). Diese Voraussetzung ergibt sich aus dem Umstand, dass es
sich bei den Kosten fiir ein hausliches Arbeitszimmer um Aufwendungen handelt, bei denen die
Schwierigkeit der Abgrenzung gegeniliber den Kosten der privaten Lebensfiihrung gegeben ist.
In diesen Fallen wird die Notwendigkeit der Aufwendungen als verlassliches Indiz fiir die
berufliche Veranlassung herangezogen. Es ist zu priifen, inwieweit nach der hierfiir
maRgeblichen Verkehrsauffassung Art und AusmaR des durch die Einkiinfteerzielung zu
erwartenden Arbeitsanfalles einen eigenen Bliroraum erforderlich machen (VWGH 12.09.1996,
94/15/0073). Laut VWGH 18.10.2017, Ra 2016/13/0028, muss dieses Kriterium in zwei
Auspragungen erfillt sein: Erstens muss das Arbeitszimmer der Verkehrsauffassung
entsprechend sowohl nach der Art der Tatigkeit als auch auslastungsbedingt notwendig sein.
Zweitens entfallt die Notwendigkeit des hauslichen Arbeitszimmers, wenn dem
Steuerpflichtigen ein Arbeitsplatz an seiner Dienststelle zur Verfligung steht (siehe
Kofler/Wurm in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG?°[2018], § 20 Rz 104/9 mwN). Verfiigt ein
Steuerpflichtiger als Arbeitnehmer Uber ein jederzeit zugangliches Arbeitszimmer an der
Arbeitsstatte, steht dies der Notwendigkeit eines hauslichen Arbeitszimmers grundsatzlich
entgegen (VWGH 16.12.2003, 2001/15/0197; BFG 28.02.2022, RV/7100584/2022). Gegen die
Notwendigkeit spricht auch, wenn der Dienstnehmer auf die Nutzung eines Biiros beim
Arbeitgeber freiwillig verzichtet (VWGH 30.6.2015, 2013/15/0165; VwWGH 08.05.2003,
2000/15/0176; BFG 28.05.2021, RV/2100921/2020; Kofler/Wurm in Doralt/Kirchmayr/Mayr/
Zorn, EStG?°[2018], § 20 Rz 104/9).

Der Bf bezog sich nun in seiner Argumentation darauf, dass er infolge der Corona-Pandemie
von seinem Arbeitgeber ersucht worden sei, seine Arbeit nach Moéglichkeit vom Homeoffice
aus zu erledigen. Es gab in diesem Zusammenhang keine betriebliche Homeoffice-
Vereinbarung. Vielmehr wurde eine , Interne Mitteilung” vorgelegt, wonach alle Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen, die tiber eine Moglichkeit zur Heimarbeit verfligten, ab Montag
16.03.2020 von zu Hause aus arbeiten sollten.

Aus dieser Mitteilung ergibt sich, wie der Bf auch selbst in seiner Beschwerde und seinem
Vorlageantrag ausgefiihrt hat, eine Empfehlung des Dienstgebers, nach Moglichkeit zu Hause
zu arbeiten. Es ist jedoch nicht ersichtlich und wird dies auch nicht behauptet, dass ihm der
Arbeitsplatz in seinem Biiro am Sitz seines Arbeitgebers (= gewohnlicher Arbeitsplatz laut
Dienstvertrag) nicht mehr zuganglich gewesen ware. Auch ein gesetzliches Verbot des
Betretens von Arbeitsplatzen existierte nicht. Vielmehr sollte nach der entsprechenden
Verordnung des Gesundheitsministers vom 19.03.2020 die berufliche Tatigkeit vorzugweise
aullerhalb der Arbeitsstatte erfolgen, sofern dies moglich sei und Arbeitgeber und
Arbeitnehmer dartiber ein Einvernehmen fanden (siehe hierzu ndher oben unter Punkt Il/
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Beweiswiirdigung).

Wenn der Bf die Mdéglichkeit, seine nichtselbstandige Tatigkeit im Homeoffice auszuliben,
ergriff, so tat er dies zwar tGber Empfehlung und im Einvernehmen mit dem Dienstgeber, vor
allem aber auch freiwillig im Interesse des Schutzes der eigenen Gesundheit und jener seiner
Angehdrigen. Diese Intention entspricht typischerweise einer (zumindest teilweise) in der
Lebenshaltung begriindeten Motivation (siehe Brdumann in SWK 13/2020, S. 706 unter
Verweis auf VWGH 17.09.1990, 89/14/0277). Der (voriibergehend) freiwillige Verzicht, den
Arbeitsplatz an der Arbeitsstatte zu nutzen, spricht jedoch, wie oben dargelegt, gegen die
Notwendigkeit der Einrichtung eines haduslichen Arbeitszimmers (so auch BFG 28.02.2022,
RV/7100584/2022, wonach die pandemiebedingte Nutzung des Arbeitszimmers Folge einer
freiwilligen, auch im Interesse der Beschwerdefiihrerin stehenden Willenserklarung gewesen
sei).

Die Notwendigkeit ergibt sich auch nicht im Hinblick auf das vom Bf ins Treffen gefiihrte
Erkenntnis VWGH 25.07.2013, 2011/15/0104. Laut VWGH 18.10.2017, Ra 2016/13/0028, stellt
die Notwendigkeit keine rechtliche Voraussetzung, sondern lediglich ein Indiz fiir die berufliche
Veranlassung dar. Die Indizwirkung ergibt sich jeweils aus den konkreten Umstanden des
Einzelfalls. In seinem zuletzt genannten Erkenntnis wies der Gerichtshof unter Bezugnahme auf
das vom Bf zitierte Judikat vom 25.07.2013 darauf hin, dass insbesondere auf die Intensitat der
Notwendigkeit der Einrichtung eines hauslichen Arbeitszimmers Bedacht zu nehmen sei. Laut
dem Erkenntnis vom 25.07.2013 zugrundeliegendem Sachverhalt hatte der damalige
Beschwerdefiihrer aufgrund seiner schweren Erkrankung das Dienstverhaltnis Gberhaupt nur
unter Vereinbarung der Moglichkeit der Heimarbeit eingehen kénnen, woraus sich eine
Notwendigkeit ergab (siehe hierzu auch Kofler/Wurm in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG%°
[2018], § 20 Rz 104/9). Abgesehen davon, dass es im gegenstandlichen Fall schon an einer
konkreten Vereinbarung zwischen Bf und Dienstgeber mangelte, war eine vergleichbare
Intensitat im gegenstandlichen Fall nicht gegeben.

Dem Bf ist darin jedenfalls beizupflichten, dass die Corona-Pandemie — wie er ausfihrte — die
gesamte Arbeitswelt auf den Kopf gestellt und zu zum Teil unkonventionellen MaBnahmen wie
eben der Auslagerung von Arbeitsplatzen zwecks Minimierung der Ansteckungsgefahr
gezwungen hat. Diese MalRnahmen haben einen nicht unerheblichen Anteil an Dienstnehmern
betroffen, die nunmehr entgegen friiheren Gewohnheiten in ihrer Wohnung oder in ihrem
Haus ihren Dienst verrichten mussten bzw. durften (laut Umfrage 44% - siehe
https://de.statista.com/statistik/1109394/umfrage/moeglichkeit-von-homeoffice-waehrend-
der-corona-krise-in-oesterreich/ - siehe Brdumann in SWK 13/2020, S 700).

Es steht allerdings ebenso fest, dass einer Vielzahl von betroffenen Dienstnehmern die
Einrichtung eines eigenen Arbeitszimmers wegen der rdumlichen Verhaltnisse in ihrer
Wohnung gar nicht moglich gewesen ware. Darliber hinaus ist davon auszugehen, dass
angesichts des Umstandes, dass die Homeoffice-Empfehlung vorerst nur als voriibergehende
(eben nur fir die Dauer der Pandemie dauernde) MaBnahme eingeschatzt werden musste,
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eine mit Kosten und Aufwand verbundene bloR voriibergehende Umwidmung eines Raumes
(soweit liberhaupt vorhanden) in ein eigenes Arbeitszimmer fir einen GroRteil der Betroffenen
nicht zumutbar gewesen ware. Unter diesen Gesichtspunkten erschien die Einrichtung eines
eigenen, ausschliefllich fir die berufliche Nutzung vorgesehenen Arbeitszimmers weder
angemessen noch notwendig. Insofern konnte nach der Verkehrsauffassung auch nicht von
einer auslastungsbedingten Notwendigkeit eines eigenen hauslichen Arbeitszimmers
gesprochen werden. Als notwendig war vielmehr nur die Einrichtung eines (voriibergehenden)
Arbeitsplatzes in der Privatwohnung zu erachten.

Der Notwendigkeit der Einrichtung eines solchen hauslichen Arbeitsplatzes trug der
Gesetzgeber insofern Rechnung, als er mit BGBI | 52/2021 mit § 16 Abs. 1 Z 7a EStG 1988 eine
eigene Bestimmung schuf, die auf die steuerliche Entlastung von COVID-19-bedingter
beruflicher Tatigkeit im privaten Wohnbereich abzielte. So sind — gemaR § 124b Z 374 EStG
1988 — Ausgaben fiir ergonomisch geeignetes Mobiliar ab 2020 unter den dort angefiihrten
Voraussetzungen als Werbungskosten abzugsfahig (ErlautRV 669 BIgNR 27. GP 4f; siehe hierzu
auch BFG 28.02.2022, RV/7100584/2022).

Durch diese Bestimmung sollte gewahrleistet werden, dass Aufwendungen fiir geeignete
Einrichtung eines hauslichen Arbeitsplatzes auch abzugsfahig sind, wenn sie sich nicht in einem
steuerrechtlich anerkannten Arbeitszimmer befindet. Bezlglich der Anerkennung als
Arbeitszimmer selbst sollten aber die oben angefiihrten Anforderungen — darauf wird sowohl
in § 16 Abs. 1 Z 7a EStG 1988 selbst und den Erlauternden Bemerkungen ErlautRV 669 BIgNR
27. GP hingewiesen — unabhangig von der nunmehrigen Bestimmung weiter Geltung haben.
Daraus ist abzuleiten, dass sich der Gesetzgeber der Problematik der nunmehr vermehrt in
Anspruch genommenen Homeoffice-Tatigkeit durchaus bewusst war. Er nahm diese aber nicht
zum Anlass, die Anforderungen an das Vorliegen eines steuerlichen Arbeitszimmers neu zu
definieren, sondern begniigte sich mit der Erleichterung der Absetzbarkeit von Aufwendungen
fir die Einrichtung eines Homeoffice-Arbeitsplatzes.

Entsprechendes Mobiliar wurde — das ist unbestritten — vom Bf im Jahr 2020 nicht angeschafft.
Hingewiesen sei an dieser Stelle auch darauf, dass sich der vom Bf in seinem Vorlageantrag
angesprochene Ministerratsvortrag vom 26.02.2020 auf die Situation der Absetzbarkeit von
Arbeitszimmern im betrieblichen Bereich, insbesondere im Zusammenhang mit
Erleichterungen bei Start-up- bzw. Ein-Personen-Unternehmen, bezog (siehe Mayr in

RdW 3/2020 v. 18.3.2020, 195), nicht jedoch auf nichtselbstandig Tatige.

Insgesamt kam das Bundesfinanzgericht aufgrund obiger Erwdgungen zum Schluss, dass die
Einrichtung eines eigenen Arbeitszimmers im gegenstandlichen Fall nicht als notwendig
erachtet werden konnte.

111.2.3. Zum Mittelpunkt der Tatigkeit:
Da nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes die fiir die Anerkennung von
Aufwendungen fiir ein Arbeitszimmer geforderten Kriterien in ihrer Gesamtheit erfiillt sein
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mussen, sprach schon die Verneinung der Notwendigkeit des Arbeitszimmers gegen eine
Anerkennung. Die Priifung der Gibrigen Anforderungen, insbesondere jene der vom Bf
angesprochenen nach dem Mittelpunkt der beruflichen Tatigkeit, konnte daher grundsatzlich
dahingestellt bleiben.

Zur Argumentation des Bf’s in Bezug auf den Mittelpunkt seiner Tatigkeit wird aber erganzend
Folgendes festgehalten:

Wie von ihm unter Hinweis auf VWGH 25.07.2013, 2011/15/0104, richtig ausgefihrt wurde,
bestimmt sich der Mittelpunkt der gesamten beruflichen Tatigkeit eines Steuerpflichtigen laut
Rechtsprechung nach deren materiellem Schwerpunkt, wobei sich dieser aus dem typischen
Berufsbild der Tatigkeit ergibt. Nur wenn der materielle Schwerpunkt nach der
Verkehrsauffassung nicht eindeutig bestimmt werden kann, ist im Zweifel auf das zeitliche
Uberwiegen abzustellen. Dieses lag — darin ist dem Bf zuzustimmen und gibt es keinen Grund,
an der vorgelegten Bestatigung zu zweifeln —im Jahr 2020 mit 141 bestatigten Homeoffice-
Tagen im hauslichen Arbeitsraum.

Allerdings bestehen seitens des Bundesfinanzgerichtes Bedenken, allein wegen der
pandemiebedingt vermehrten Heimarbeit bereits im Jahr 2020 von einer grundsatzlichen
Verlagerung des materiellen Schwerpunktes auszugehen.

Der Bf ist nichtselbstdandiger Softwareentwickler mit einem sich aus dem Dienstvertrag
ergebenden gewdéhnlichen Arbeitsort am Standort seines Arbeitgebers. Daraus ergibt sich ein
typisches Berufsbild mit einem eindeutigen materiellen Tatigkeitsschwerpunkt aulRerhalb eines
hauslichen Arbeitszimmers, da bei Nichtselbstdandigen die berufliche Tatigkeit in der Regel, dh
typischerweise am vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellten Arbeitsplatz ausgelibt wird
(Kofler/Wurm in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG?°[2018], § 20 Rz 104/4).

Wenn der Arbeitgeber bedingt durch ein auRergewdhnliches, unvorhersehbares Ereignis wie
dem der Pandemie zwecks Minimierung der Ansteckungsgefahr dem Dienstnehmer empfiehlt
bzw. es ihm erlaubt, seine Tatigkeit in seinem privaten Wohnbereich auszuiliben, so kann aus
dem Blickwinkel eines objektiven Betrachters keine unmittelbare Anderung des typischen
Berufsbildes mit seinem materiellen Schwerpunkt abgeleitet werden. Die vom Arbeitgeber
empfohlene MalRnahme musste vielmehr als eine von vielen voriibergehenden Malinahmen
bis zur Klarung der Auswirkungen der Pandemie angesehen werden. Daraus bereits im ersten
Jahr eine grundlegende Anderung des typischen Berufsbildes bzw. des materiellen
Tatigkeitsschwerpunktes abzuleiten, entsprache nicht der Verkehrsauffassung. Eine Anderung
des Tatigkeitsschwerpunktes wiirde zumindest eine entsprechende, konkrete Vereinbarung
zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer (abweichend von der Vereinbarung laut
Dienstvertrag vor der COVID-19-Pandemie), die auf eine langer angelegte Dauer abzielt,
erfordern. Eine solche lag aber hier im Jahr 2020 nicht vor. Darin liegt auch der Unterschied zu
dem vom Bf zitierten Erkenntnis VWGH 25.07.2013, 2011/15/0104. Laut do. Sachverhalt war
die Anstellung Gberhaupt nur nach einer Sondervereinbarung mit dem Arbeitgeber moglich,
die Tatigkeit aufgrund massiver gesundheitlicher Beeintrachtigung vorwiegend am
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Heimarbeitsplatz ausiiben zu kénnen, was auch tatsachlich so geschah. Eine solche dauernde,
konkrete Vereinbarung, die einen moglichen Tatigkeitsschwerpunkt am Heimarbeitsplatz und
die Notwendigkeit eines solchen als Grundlage des Dienstverhaltnisses von vornherein
festlegte, lag im hier zu entscheidenden Beschwerdefall nicht vor. Mangels Anderung des
materiellen Schwerpunktes aufgrund des typischen Berufsbildes hatte hier eine fiir
Zweifelsfalle nach zeitlichen Kriterien vorzunehmende Bestimmung des Mittelpunktes der
Tatigkeit daher nicht zu erfolgen.

111.2.4. Ergebnis:

Aufgrund obiger Erwagungen konnte dem Beschwerdebegehren mangels Annahme der
Notwendigkeit eines eigenen hauslichen Arbeitszimmers, aber auch mangels Annahme der
Verlagerung des Mittelpunktes der Tatigkeit im Jahr 2020 kein Erfolg beschieden sein. Die
Beschwerde war daher abzuweisen.

IV.  Zum Abspruch liber die Revision:

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird (Art. 133 Abs. 4 B-VG).

Das Bundesfinanzgericht orientierte sich in seiner Entscheidung an der umfangreichen
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu den fiir die Anerkennung eines hauslichen
Arbeitszimmers erforderlichen Voraussetzungen. Ob die einzelnen Kriterien, insbesondere jene
der Notwendigkeit oder des Mittelpunktes der Tatigkeit erfillt sind, ist jeweils im Einzelfall
bezogen auf das konkret vorliegende sachliche Geschehen zu beurteilen. Das Erkenntnis war
daher nicht von der Lésung einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung abhangig.

Linz, am 24. Marz 2022

13 von 13



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	I. Sachverhalt:
	II. Beweiswürdigung:
	III. Rechtliche Beurteilung
	III.1. Rechtsgrundlagen:
	III.2. Erwägungen:
	IV. Zum Abspruch über die Revision:




